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des bargeldlosen Zahlungsverkehrs durch die 
Sparkassen im Deutschen Reich. Im Gegensatz zum 
übrigen Deutschland waren in Sachsen jedoch nicht 
die Sparkassen, sondern selbstständige Girokassen 
für den Überweisungsverkehr zuständig.2 Eine wei-
tere Besonderheit des Landes stellte die enorme 
Dezentralisierung dar. So existierten vor der 
Machtübernahme der Nationalsozialisten 355 
kommunale Sparkassen im Freistaat. Im Girover-
band waren 531 Gemeinden Mitglied. Es handelte 
sich überwiegend um kleine Einrichtungen. Erst 
1943 erfolgte eine Anpassung der strukturellen 
Verhältnisse an die in den anderen Teilen des 
Großdeutschen Reichs durch den sächsischen 
Reichsstatthalter auf Anordnung des Reichswirt-
schaftsministers.3 Diese Neuordnung wird im vor-

Sparkassen gibt es in Sachsen seit 1819. In Zittau 
entstand 1825 die erste Einrichtung in kommuna-
ler Trägerschaft. Dieses Modell setzte sich im Lau-
fe der Jahre durch. Zahlreiche Sparkassen wurden 
von Stadt- und Landgemeinden ins Leben gerufen 
und private kommunalisiert. 1843 wurde die erste 
Verbandssparkasse gegründet. Solche Sparkassen 
in gemeinsamer Trägerschaft benachbarter Ge-
meinden gab es vermehrt ab dem ausgehenden 19. 
Jahrhundert.1 Seit 1907 hatten die kommunalen 
Sparkassen im Sächsischen Sparkassenverband 
eine dauerhafte politische Interessenvertretung. 
Der Verbandsvorsteher Dr. Johann Christian Eber-
le (1869–1937) war maßgeblich an der Gründung 
des Giroverbandes Sächsischer Gemeinden 1908 
beteiligt und engagierte sich für die Verbreitung 
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liegenden Aufsatz nicht behandelt. Es werden viel-
mehr drei ausgewählte Themenbereiche betrach- 
tet. Die Einbindung der Sparkassen- und Giroorga-
nisation in das NS-System wird so beleuchtet. 
Grundlage sind neben Literatur die im Histori-
schen Archiv des Ostdeutschen Sparkassenver-
bandes noch vorhandenen Unterlagen der ehema-
ligen Verbandsorganisation, etwa Geschäftsbe- 
richte und Rundschreiben.

Die Gleichschaltung der 
Verwaltung und des Personals 

Gemäß der Sächsischen Sparkassen- und Girokas-
senverordnung vom 12. Mai 1932 wurden die 
Geldinstitute vom Verwaltungsrat geführt, in dem 
der Bürgermeister den Vorsitz hatte. Weitere Mit-
glieder waren ausgewählte Gemeinderäte und 
-verordnete sowie von ihnen gewählte Bürger, die
nicht der Kommunalverwaltung angehörten.4 Das
Personal der Kassen bestand aus Beamten, Ange-
stellten und Arbeitern, welche die Gewährträger
bereitstellten. Im Zuge der „Machtergreifung“ in
Sachsen nach den Reichstagswahlen vom 5. März
1933 wurden nicht nur von Ortsgruppen- und
Kreisleitern der NSDAP sowie SA-Führern, son-
dern auch durch den am 8. März 1933 eingesetzten 
Reichskommissar Manfred Freiherr von Killinger
(1886–1944) politische Säuberungen vorgenom-
men.5 Das Vorgehen auf kommunaler Ebene war
schwer zu kontrollieren. Der Reichskommissar
musste sogar anweisen, dass nicht eigenmächtig in
die Geschäfte der Spar- und Girokassen einzugrei-
fen sei und keine Überprüfungen von Konten poli-
tischer Gegner stattzufinden hätten.6 Lokale Par-
teistellen versuchten, ihren Machtanspruch durch- 
zusetzen. Es kam zu willkürlichen Beurlaubungen
von Bürgermeistern und von kommunalen Be-
schäftigten.
Das sogenannte Berufsbeamtengesetz vom 7. April 
1933 führte die Personalhoheit wieder in den
staatlichen Bereich zurück und regelte nachträg-
lich die Entlassung zuvor Beurlaubter rechtlich.7

„Es war das erste Gesetz des Dritten Reiches, wel-
ches unverdeckt offenes Sonderrecht gegen ras-
sisch und politisch Missliebige setzte.“8 Betroffen
waren nicht nur Beamte, sondern auch Angestellte 
und Arbeiter. Es galt zudem für Bürgermeister als
Wahlbeamte. Im Juni 1933 begann in Sachsen eine 
umfassende Überprüfungsaktion mit Fragebögen
auch im kommunalen Bereich.9 Auf Vorschlag des
Innenministeriums, das von seinem Gefolgsmann
Karl Fritsch (1901–1944) geleitet wurde, verkün-
dete der Reichsstatthalter und Gauleiter Martin
Mutschmann (1879–1947) Entlassungen und Ver-
setzungen in den Ruhestand. Erwähnt werden
muss auch die Gleichschaltung der Gemeindever-
tretungen, die auf Grundlage reichsrechtlicher Be-
stimmungen erfolgte und zur Ausschließung kom-
munistischer und sozialdemokratischer Abge- 
ordneter führte. Am 6. April wies der Reichskom-
missar die Auflösung der Verwaltungsräte der
Sparkassen und Girokassen an. Erst nach der neu-

en Zusammensetzung der Verordneten der Stadt- 
beziehungsweise Landgemeinden konnte die Neu-
wahl der Verwaltungsräte erfolgen.10

Die Veränderung der kommunalen Kollegien im 
Sinne der Nationalsozialisten hatte entsprechende 
Auswirkungen. Die dargestellte Personalunion 
war entscheidend bei der Gleichschaltung der 
Geldinstitute, die ab 1933 nicht nur in Sachsen un-
ter dominierenden nationalsozialistischen Einfluss 
kamen.11 Die rechtliche Selbstständigkeit, die die 
sächsischen Sparkassen und Girokassen erst seit 
1932 als Körperschaften öffentlichen Rechts besa-
ßen, wurde durch die politische Besetzung der 
Verwaltungsämter schlichtweg negiert.12 Bald galt 
das „Führerprinzip“ in den Kommunalverwaltun-
gen. Die Verwaltungsratsmitglieder der Kassen 
wurden ab 1935 nicht mehr gewählt, sondern vom 
Leiter der Gewährgemeinde als Vorsitzenden be-
stellt.13 Eine hohe Quote von Parteimitgliedern 
beim Personal wurde nach dem Ende der NS-Herr-
schaft mit der direkten Unterstellung unter die ge-
meindlichen Verwaltungen und mit dem Druck 
auf die Mitarbeiterschaft erklärt.14 Für die Beam-
ten galten ab 1937 die Vorschriften des Deutschen 
Beamtengesetzes, das sie zur NS-Weltanschauung 
und zur „Führertreue“ verpflichtete.
Aber nicht nur die kommunalen Geldinstitute al-
lein, auch ihre Verbände wurden 1933 personell 
umgestaltet. Gemäß sächsischen Gleichschal-
tungsgesetzen erledigten sich die Mandate der 
Vorstandsmitglieder.15 In Absprache mit dem In-
nenministerium und der Gauleitung der NSDAP 
wurde die Satzung geändert, ein gemeinsamer 
Vorstand für den Sparkassen- und den Girover-
band gebildet, den Vertretern der Großstädte auto-
matisch ein Sitz gesichert und ein Beauftragter des 
Gauleiters zum Stellvertreter Eberles gemacht.16 

Curt Robert Lahr (1898–1974) hieß der Mann, 
welcher der Partei seit dem 1. August 1930 als 
Ortsgruppenleiter, dann Bezirksleiter und ab Mai 
1933 als Gauamtsleiter angehörte.17 Er war im 
Spar- und Girokassenwesen erfahren und schon 
lange mit dem Verbandschef bekannt. Unter ande-
rem dieser wichtige Kontakt half Eberle, der sich 
zwar zur neuen Regierung bekannte, aber selbst 
nicht in die NSDAP eintrat, im Amt zu bleiben.18 

Im Auftrag Mutschmanns legitimierte Lahr Dr. Jo-
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tierung als öffentliche Aufga-
be bis zur Geschäftstätigkeit 
nach eigentümerorientier-
ten Oberzielen. Baden-Baden 
2010, S. 113.

4 Vgl. Sparkassen- und Giro-
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hann Christian Eberle als „Führer“ der Verbände. 
Als er 1938 mit Genehmigung des Reichswirt-
schaftsministers und des Gauleiters dessen Nach-
folge antrat, war er bereits Ministerialdirektor und 
Leiter der sächsischen Staatskanzlei. Sein stellver-
tretender Verbandsvorsteher wurde zunächst 
Walter Dönicke (1899–1945), Oberbürgermeister 
von Leipzig, und nach dessen Absetzung der Ober-
bürgermeister von Chemnitz, Walter Schmidt 
(1903–1962). Beide waren „alte Kämpfer“ und 
NS-Funktionäre. Als zweiter Stellvertreter fun-
gierte ab 1938 Dr. Oskar Gebauer, Bürgermeister 
von Kamenz, der erst am 1. Mai 1933 in die Partei 
eingetreten war.19

Das Sparen vor dem und im Zweiten Weltkrieg 

Sparkassen als kommunale Geldinstitute mit ge-
meinnützigem Charakter galten den Nationalsozi-
alisten als dem Wohl der von ihnen definierten 
„Volksgemeinschaft“ verpflichtet. Auch sächsische 
NS-Größen fanden 1933 lobende Worte für ihr 
Wirken.20 Der Sparkassenverband empfahl seiner-
seits den Mitgliedsinstituten, Maßnahmen zu er-
greifen, um sich „als Träger und Vermittler natio-
nalsozialistischer Wirtschaftsgesinnung“21 darzu- 
stellen. Die traditionelle Gemeinwohlorientierung 
der regionalen und nicht in erste Linie auf Gewinn 
bedachten Geldinstitute wurde als ein Wert er-
kannt, der im Sinne Hitlers und des Nationalsozia-
lismus sei.22 Die Förderung des Sparsinns war da-
mals satzungsmäßig eine wichtige Aufgabe der 
Sparkassen. Die Regierung hatte großes Interesse 
daran, dass sich die Spareinlagen vermehrten. Da-
rin wurde während der Weltwirtschaftskrise eine 
Grundvoraussetzung für das Ankurbeln der heimi-
schen Wirtschaft und die Beseitigung der Arbeits-
losigkeit gesehen. Der Staat wollte, dass jeder Ein-

zelne sich für die Gemeinschaft einsetzte, seine 
Solidarität und Opferbereitschaft zeigte und eben 
nicht nur für seine privaten Zwecke, sondern auch 
zum Nutzen der Allgemeinheit sparte.23 „Gemein-
nutz über Eigennutz“ war die Devise. Dies schlug 
sich in der Sparkassenwerbung nieder. Der „Ge-
danke der Volksgemeinschaft, des Dienstes am 
Ganzen, der betonte Wille zum national-wirt-
schaftlichen Aufstieg [und] zur finanziellen Unab-
hängigkeit vom Ausland“24 sollten thematisiert 
werden. Und so wurde der Weltspartag Ende Ok-
tober 1933 erstmals als Nationaler Spartag began-
gen. Die Parolen lauteten „Geldhamstern ist Sabo-
tage am nationalen Aufbau“, „Der Sparpfennig 
schafft Arbeit und Brot“ sowie „Sparen ist nationa-
le Pflicht“25. 
Verschiedene Initiativen zur Forcierung des Klein-
sparens liefen an, wobei meistens Sparmarken 
zum Einsatz kamen. Beispielsweise wurden auch 
die Sparkassen 1934 gemäß einer Vereinbarung 
mit der Deutschen Arbeitsfront Träger des Kraft-
durch-Freude-Sparens.26 Gespart wurde für den 
Urlaub. Beim KdF-Sparen nahmen die Sachsen 
jahrelang eine reichsweite Spitzenposition ein. Die 
Sparkassen verkauften später auch Marken der 
DAF für den „Volkswagen“. 1936 wurde sie beim 
Zwecksparen der Hitler-Jugend aktiv.27 Hier ging 
es vorrangig um das Geldsammeln für Lagerfahr-
ten. Dem schon länger verbreiteten Schulsparen 
wurde in der NS-Zeit große Aufmerksamkeit ge-
widmet, um der Jugend den Spargedanken als „na-
tionale Pflicht“ näher zu bringen. Natürlich ging es 
auch darum, neue Sparkassenkunden heranzuzie-
hen. Auf das Engagement der Lehrerschaft, die 
etwa Sparmarken verkaufte, war man beim Schul-
sparen besonders angewiesen. Fördernd wirkte 
bei der Verbreitung unter anderem, dass sich der 
Reichsbildungsminister 1936 zum Pflichtsparen in 
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Archiv.
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der Schule bekannte. Der Reichsstatthalter forder-
te 1938 sogar für jede Schule eine Schulsparkasse 
und für jeden Schüler ein Sparkassenbuch.28

Das Vertrauen der Bevölkerung zur NS-Führung 
und die politische Stabilität sowie die Verbesse-
rung der Wirtschaftslage und die Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahmen sind in den Geschäftsberichten 
des Sächsischen Sparkassenverbandes als Ursa-
chen des Einlagenwachstums in den Friedensjah-
ren genannt. Die Folgen des Krisenjahres 1931 im 
Spargeschäft wurden bereits 1933 überwunden, 
auch weil man der Reichsführung vertraut und 
wieder an eine stabile Währung geglaubt habe, so 
der Verband.29 Zudem konnte die Aufwertung und 
Erstattung der in der Inflation 1923 entwerteten 
Spareinlagen der Kunden endlich abgeschlossen 
werden. Hemmend wirkte sich jedoch auf das Ein-
lagenwachstum aus, dass die Belebung der auf Ex-
port ausgerichteten sächsischen Industrie erst spät 
einsetzte und wegen der ausländischen Konkur-
renz niedrige Löhne gezahlt wurden. Auch die 
Grenzlage Sachsens wurde als Hindernis für den 
wirtschaftlichen Wiederaufstieg gesehen.30 Die 
Annexion des Sudetenlandes 1938 beendete den 
Sonderstatus. Die politische Lage während der 
„Sudetenkrise“ führte allerdings zur Beunruhigung 
der Sparer, die mehr Geld abhoben als einzahlten. 
Intern war von Angstabhebungen die Rede. Auf-
fällige Abhebungen führten sogar zu Nachfor-
schungen durch lokale Parteistellen, die im Namen 
des Gauleiters unterbunden werden mussten.31 
Auch beim Beginn des Zweiten Weltkrieges ist das 
Phänomen des Auszahlungsüberschusses festzu-
stellen. Wieder schloss der Verband Angstabhe-
bungen offiziell aus, präsentierte stattdessen als 
wichtigste Ursache die Versorgung der Einberufe-
nen mit Bargeld.32 Die Kassen wurden indes ange-
wiesen, auffällige Kunden über die „volkswirt-
schaftliche Schädlichkeit und die Strafbarkeit des 

Geldhamsterns“33 zu informieren. Auf keinen Fall 
sollte jedoch örtlichen Behörden oder NSDAP-
Stellen die Möglichkeit gegeben werden, den 
Schalterverkehr zu überwachen oder zu  
kontrollieren. Der Reichswirtschaftsminister, der 
Reichspropagandaminister sowie der Reichsführer 
SS hätten dies untersagt. Im Krieg konnten Emp-
fehlungen des Sparkassenpersonals am Kunden-
schalter, doch lieber nicht das Konto zu leeren, zu 
Gerüchten führen, die bekämpft wurden.34 So er-
fuhr die Kundschaft, dass nach dem „Heimtücke-
gesetz“ Strafen drohten, wenn jemand behauptete, 
ein Teil des Geldes werde für Bombengeschädigte 
einbehalten.35

Im Zeitraum von der Ernennung Hitlers zum 
Reichskanzler 1933 bis zum Ausbruch des Krieges 
1939 haben sich die Spareinlagen in Sachsen von 
750 Millionen auf 1,6 Milliarden Reichsmark mehr 
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als verdoppelt. Die Zahl der Sparkonten vermehrte 
sich von 1,6 auf 4 Millionen. Bei Kriegsende soll-
ten es 5,5 Millionen sein. Die Guthaben der Sparer 
wuchsen im Zweiten Weltkrieg auf 7,2 Milliarden 
Reichsmark.36 Sie haben sich also mehr als vervier-
facht. Mit dem Krieg erlangte das seit 1938 prakti-
zierte Gefolgschaftssparen, das gemeinschaftliche 
Sparen der Mitarbeiterschaft in den Betrieben, be-
sondere Bedeutung. „Wenn es das Ziel der Reichs-
regierung sein muss, als eines der Mittel zur Finan-
zierung des Krieges die überschüssige Kaufkraft 
abzuschöpfen, dann tut das besonders wirksam 
das Gefolgschaftssparen, weil es die Kaufkraft an 
der Quelle abschöpft und in Sparkapital um- 
wandelt.“37 Zur Gewinnung von Spareinlagen wur-
de sogar auf das regelmäßige Abholen von Geldern 
durch „Sparpfleger“ gesetzt, damit der „Volksge-
nosse“ nicht etwa sein Bares zu Hause hortete. Es 
gab aber auch Anreize zum Sparen. So führte die 
Reichsregierung 1941 das Eiserne Sparen ein, wo-
bei ein Teil des Lohns und Gehalts steuerbefreit 
bis nach dem erhofften „Endsieg“ festgemacht 
wurde. Bei dieser währungspolitischen Maßnahme, 
die überschüssige Kaufkraft binden sollte, wirkten 
die sächsischen Sparkassen mit.38 Eine Losung in 
der Werbung lautete „Im Kriege sollst du eisern 
sparen – im Frieden kaufst du dafür Waren“. Der 
Erfolg war aber, auch weil die Steuervorteile den 
langfristigen Verzicht auf die jederzeitige Verfü-
gung der Einlagen nicht wettmachten, mit 39,3 Mil-
lionen Reichsmark 1942 eher bescheiden.39 
Mehr Geld wurde in dem Jahr allein während der 
Deutschen Sparwoche zur Sparkasse gebracht. 
Erstmals fand nicht nur ein Spartag, sondern eine 
ganze Sparwoche statt. Beworben wurde damals 
das „Heer der Sparer“, das seine privaten Gelder 
zur Nutzung durch die Kriegswirtschaft bereitstel-
len und so sein Vertrauen in den „Endsieg“ bewei-

sen sollte.40 Dem Sparen an der „Heimatfront“ 
wurde kriegsentscheidende Bedeutung zugemes-
sen. Auch Maßnahmen zur Sparförderung trugen 
dazu bei, dass 1942 mit einer Einlagensteigerung 
von 34,5 Prozent das Rekordjahr im Zweiten Welt-
krieg wurde. So bestimmte etwa das Sächsische 
Ministerium für Volksbildung unter der Leitung 
von Arthur Göpfert (1902–1986) das Schulsparen 
zum verbindlichen Erziehungsmittel in allen 
Schulgattungen.41 Im Gegensatz zur Friedenszeit 
lagen die Sachsen nun beim Sparen über dem 
Reichsdurchschnitt, was der Verband auf ihre 
„Sparkraft“ und ihren „Sparwillen“ zurückführte. 
Bereits 1943 hatte statistisch gesehen jeder Ein-
wohner des Landes ein Sparkassenbuch, auf dem 
durchschnittlich 950 Reichsmark lagen.42 Gespart 
wurde so viel, weil den Menschen aufgrund einge-
schränkter privater Konsummöglichkeiten, etwa 
wegen Rationalisierungen, und des Mangels alter-
nativer Anlagemöglichkeiten schlichtweg kaum 
eine andere Option blieb.43 Die Politik des Regimes 
führte mit einer enormen Vermehrung der Geld-
menge zur Finanzierung der Kriegswirtschaft bei 
gleichzeitiger Kontrolle der Preise zu einer „zu-
rückgestauten Inflation“.44 Durch die Forcierung 
des Sparens wurde wie im Ersten Weltkrieg über-
schüssiges Geld abgeschöpft. 
Die enormen Einlagenzuwächse dienten dazu, den 
Bestand der sächsischen Sparkassen an Anleihen 
und Schatzanweisungen des Deutschen Reichs zu 
vermehren und so „einen sehr erheblichen Beitrag 
zur Kriegsfinanzierung“45 zu leisten. Teile des 
Volkseinkommens wurden vom Staat als Kredit 
genommen und für seine verbrecherischen Ziele 
eingesetzt. Bereits seit 1934 erfolgte eine zuneh-
mende Anlage in Wertpapieren des Reichs. Ab 
1935 konnten diese sogar teilweise auf die Liquidi-
tätsreserven angerechnet werden.46 So wollte der 
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den Anfängen bis zur Gegen-
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Reichswirtschaftsminister den Erwerb fördern. 
Der Sparkassenverband wies auf die Zeichnung 
dieser Li-Anleihen als „nationale Pflicht“ hin. Die 
Sparkassen beteiligten sich tatkräftig an der Kon-
solidierung von Schulden des Reichs, indem sie 
Anleihen und Schatzanweisungen zeichneten.47 

Dadurch trugen sie zur Finanzierung der Aufrüs-
tung bei. Die Kriegsfinanzierung erfolgte ebenfalls 
auf diese Weise, anstatt die Bevölkerung wie im 
Ersten Weltkrieg direkt durch Staatsanleihenkauf 
zu involvieren.48 Auch weil sie wegen einer staatli-
chen Bausperre kaum Geld im klassischen Hypo-
thekengeschäft unterbringen konnten, suchten die 
sächsischen Sparkassen Alternativen. So kam es, 
dass schon 1940 mehr Geld in Wertpapieren als in 
Hypothekenkrediten angelegt war.49 Unter der 
NS-Herrschaft wurde mehrfach lenkend in die 
Anlagepolitik der Geldinstitute eingegriffen, 
auch um Sparkassenmittel für Anleihen nutzen 
zu können. Der Wegfall des privaten Wohnungs-
baus vor dem Hintergrund der staatlichen Roh-
stoffbewirtschaftung trug zum entscheidenden 
Bedeutungsverlust der Sparkassenhypotheken 
bei.50 Überliefert ist für Sachsen ein Bestand von 
762 Millionen Reichsmark zum Kriegsende. Der 
Wertpapierbestand lag bei drei Milliarden Reichs-
mark.51 Aber nicht nur bei den Sparkassen, auch 
bei anderen Kreditinstituten, den Versicherungen 
und der Reichsbank hatte sich der Staat massiv 
verschuldet.

Der Umgang mit dem Vermögen 
jüdischer Kunden

Das Vermögen der von ihm verfolgten Juden ver-
wendete er ebenfalls für seine Zwecke. Die Spar-
kassen wurden im „Dritten Reich“ bei den Maß-
nahmen gegen jüdischen Besitz einbezogen und 
die staatlichen Anordnungen dazu über den 
Deutschen Sparkassen- und Giroverband an die 
Regionalverbände weitergegeben.52 Die Ausplün-
derung wurde rechtlich legitimiert. Die Steuer- 
und Devisengesetzgebung stellte dabei ein wich-
tiges Instrument dar. So wurde zum Beispiel die 
noch aus der Weimarer Republik stammende 
Reichsfluchtsteuer missbraucht, um Auswande-
rer zu berauben und zu kriminalisieren.53 Wer die 
Steuer umging, wurde steckbrieflich gesucht. Das 
Vermögen wurde beschlagnahmt. Die Finanzbe-
hörden gingen immer mehr mit Sicherungsbe-
scheiden vor, um die Zahlung schon vor der Aus-
reise zu erzwingen.54 Die Steuer brachte dem 
Reich, das die Aufrüstungspolitik finanzieren 
musste, viel Geld ein. 1937 empfahl Heinrich 
Himmler, Steuer- und Devisenrechtsverstößen 
jüdischer Flüchtlinge grundsätzlich die Ausbür-
gerung wegen „volksschädlichen Verhaltens“ fol-
gen zu lassen.55 Dies führte gemäß dem Gesetz 
über den Widerruf von Einbürgerungen und die 
Aberkennung der deutschen Staatsangehörigkeit 
vom 14. Juli 1933 automatisch zur Vermögensbe-
schlagnahmung. Das Gesetz, in den ersten Jahren 
des „Dritten Reichs“ vorwiegend gegen politische 

Emigranten genutzt, fungierte nun verstärkt als 
Instrument zur Judenverfolgung.56 Es folgten fi-
nanziell motivierte Massenausbürgerungen.
Auch die sächsischen Spar- und Girokassen wur-
den eingebunden. Sie durften an Personen, die 
von Steuersteckbriefen betroffen waren, keine 
Zahlungen leisten. Dem zuständigen Finanzamt, 
das die Beschlagnahme verfügte, hatten sie die 
dem Kunden zustehenden Forderungen oder 
sonstige Ansprüche mitzuteilen.57 Steuersteck-
briefe wurden zur Information in der Deutschen 
Sparkassenzeitung abgedruckt. Es konnten auch 
Namenslisten beim DSGV bestellt werden. Eine 
Recherche für den Zeitraum von 1933 bis 1939 
ergab, dass auch ehemals vor allem in Dresden, 
Leipzig und Chemnitz wohnhafte jüdische Emig-
ranten steckbrieflich gesucht wurden. Was die 
Folgen der Ausbürgerungen betraf, so versende-
ten der Sparkassenverband und der Giroverband 
in Sachsen von Februar 1937 bis März 1939 spezi-
elle Rundschreiben an die Mitglieder. Diese 
enthielten die bereits im Reichsanzeiger veröf-
fentlichten Daten. Auch die kommunalen Kredit-
institute hatten Feststellungen über eventuelle 
Guthaben zu treffen und diese Informationen 
weiterzuleiten.58 Die Finanzbehörden waren für 
die folgenden Beschlagnahmungen und die Ver-
wertung des Besitzes zu Gunsten des Reichs zu-
ständig. Die fiskalisch motivierte Ausweitung der 
Ausbürgerungspolitik spiegelt sich in den Rund-
schreiben wider. Die Namenslisten, darunter 
auch emigrierte Juden insbesondere aus Leipzig, 
Dresden und Chemnitz, wurden immer länger. 
Ab Januar 1939 übermittelten die Verbände auch 
Daten von Familienangehörigen, die ebenfalls die 
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deutsche Staatsangehörigkeit verloren. Das jüngs-
te Kind, ein jüdischer Junge aus Chemnitz, war 
noch nicht einmal sechs Jahre alt.59 Für die Kas-
sen gab es den Hinweis, dass auch nachträglich 
festgestelltes Vermögen beschlagnahmt werde. 
Besondere Fälle waren dem Reichsführer SS und 
Chef der deutschen Polizei mitzuteilen. Weil die 
Unterlagen der Gestapo, die zur Erstellung der 
Rundschreiben genutzt wurden, immer umfang-
reicher ausfielen, erfolgte die Einstellung des 
Versands. Zur Prüfung der Konten und Depots 
gab es fortan die Listen der Staatspolizei direkt 
per Umlauf.60 
Bereits 1938 mussten die sächsische Spar- und 
Girokassen nach Vorgaben staatlicher Zollfahn-
dungsstellen jüdische Schließfächer und Konten 
ermitteln und gemäß Sicherungsanordnungen 
Verfügungsbeschränkungen einführen, um eine 
Kapitalflucht zu verhindern.61 Der Staat be-
stimmte, dass Juden nur noch in begrenztem 
Umfang über ihre Einlagen verfügen durften. 
Tatsächlich waren Auswanderungswillige schon 
vor der  Pogromnacht „vermögenstechnisch […] 
vollkommen gefangen“62.Auch bereits ausge-
wanderte Juden hatten die dann eingeführte „Ju-
denvermögensabgabe“ zu zahlen, verloren sonst 
die Staatsangehörigkeit und damit ihr Vermögen 
in Deutschland.63 Die kollektive Ausbürgerung 
und Enteignung machte die Einzelverfahren 
dazu obsolet. Die Nationalsozialisten schufen 
mit der 11. Verordnung zum Reichsbürgergesetz 
vom 25. November 1941 die Legitimation, alle 
im Ausland befindlichen deutschen Juden, die 
keine neue Staatsangehörigkeit hatten, komplett 
zu berauben. Die Verschleppung der noch im 
Reich befindlichen Menschen wurde mit der 
Verlegung des Wohnsitzes ins Ausland gleichge-
setzt. Im Hinblick auf die Zielorte der einset- 
zenden Massendeportationen galten die von 

Deutschland besetzten und verwalteten Gebiete, 
unter anderem das „Generalgouvernement“, als 
Ausland.64 
1939 waren die sächsischen Spar- und Girokas-
sen angewiesen worden, Konten und Depots 
durch Eintragung der gesetzlich vorgegebenen 
Zwangsnamen „Israel“ und „Sara“ zu kennzeich-
nen.65 Das Reichsfinanzministerium hatte im sel-
ben Jahr festgelegt, dass Juden nur noch 300 
Reichsmark monatlich ohne Genehmigung von 
ihren „Sicherungskonten“ ausgezahlt bekamen. 
In Zusammenhang mit der Verordnung zum 
Reichsbürgergesetz erfolgte 1941 ein Verfü-
gungsverbot der Gestapo, das auch Konten be-
traf. Der Zugriff war nur noch in Ausnahmefällen 
möglich und der Auszahlungsbetrag auf 150 
Reichsmark herabgesetzt. Darüber wurden alle 
Kassen Anfang Januar 1942 informiert.66 Das Ver-
bandsrundschreiben thematisierte auch den Ver-
mögensverfall bei Ausbürgerungen. So sollten jü-
dische Kunden den Nachweis erbringen, dass 
oben angesprochene Verordnung für sie nicht 
galt. Bis dahin blieben Konten und Depots ge-
sperrt. Auch wenn nur ein gewisser Verdacht be-
stand, dass es sich um jüdischen Besitz handelte, 
erfolgte eine vorläufige Sperre. Weil die Identifi-
zierung Emigrierter anhand des Namens Proble-
me bereiten konnte, wurde bald empfohlen, in 
zweifelhaften Fällen den Chef der Sicherheits-
polizei und des SD die Feststellung treffen zu 
lassen. Über die in den Osten „abgeschobenen“ 
Juden informierten die Oberfinanzpräsidenten 
der Bezirke. Die Vermögenswerte mussten dann 
abgeliefert werden. Anzumerken ist, dass solche 
speziellen Hinweise nur diejenigen sächsischen 
Sparkassen und Girokassen erhielten, die ihren 
Verband über jüdische Kunden informiert hat-
ten. Das letzte offizielle Rundschreiben datiert 
zum 25. Juni 1942. In ihrem Interesse, um sich 
vor etwaigen Schwierigkeiten zu schützen, soll-
ten die Kassen gewissenhaft prüfen und Mel-
dung zu noch bestehenden Konten machen. 
Auch Fehlanzeigen wurden gefordert. Dabei sei 
egal, „ob sich die jüdischen Kontoinhaber noch 
im Inland oder im Ausland befinden und ob sie 
ausgewandert oder abgeschoben oder verstor-
ben sind“67. Ein Jahr später erfolgte eine weitere 
und letzte Verordnung zum Reichsbürgergesetz. 
Nach dem Tode eines Juden in Deutschland soll-
te sein Vermögen automatisch dem Reich ver-
fallen. Man wollte dadurch zum Beispiel ans 
Geld der Menschen kommen, die sich vor der 
Deportation das Leben nahmen. Diese 13. Ver-
ordnung bildete den gesetzlichen Abschluss der 
legalisierten Ausplünderung der Juden. Eine 
Durchführungsverordnung bestimmte am 1. 
September 1944, dass die Regelung nur tote 
deutsche und staatenlose Juden betraf, was der 
Sächsische Sparkassen- und Giroverband wei-
terleitete. „Damit ist die früher ausgesprochene 
Empfehlung, auch Konten von verstorben Juden 
ausländischer Staatsangehörigkeit vorsorglich 
zu sperren, erledigt.“68
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